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Zusammenfassung 
 
In Deutschland werden mehr als 200 Mrd. € 
für rd. 160 verschiedene ehe- und familien-
politische Maßnahmen ausgegeben. Den-
noch werden wichtige Ziele der Familienpoli-
tik, wie z. B. die wirtschaftliche Stabilität von 
Familien, das Wohlbefinden von Kindern und 
die Vereinbarkeit von Familie und Beruf  
nicht ausreichend erreicht.1 Hier ist ein Um-
steuern nötig: Hin zu einer modernen Famili-
enpolitik, die alle unterschiedlichen Entwürfe 
von Familie in gleicher Weise respektiert, je-
de Familie individuell fördert und die Voraus-
setzungen schafft, an Familienleben und Be-
rufswelt gleichermaßen teilzuhaben.  
 
Die Arbeitgeber in Deutschland sind über-
zeugt, dass eine gelingende Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf der entscheidende 
Hebel für eine erfolgreiche Familienpolitik ist. 
Sie unterstützt die Entscheidung für ein Kind, 
dient der wirtschaftlichen Stabilität der Fami-
lie, fördert das Wohlbefinden der Eltern und 
trägt damit auch zum Wohlbefinden der Kin-
der bei. Gleichzeitig ist eine erfolgreiche 
Vereinbarkeit eine Voraussetzung dafür, um 
das vorhandene Arbeitskräftepotenzial in 
Deutschland in möglichst hohem Umfang 
nutzen zu können und den zunehmenden  
 
                                                
1 Prognos/Bundesfamilienministerium/ Bundesfinanzmi-
nisterium, Gesamtevaluation der ehe- und familienbe-
zogenen Maßnahmen und Leistungen in Deutschland, 
2014; sowie IW Köln, Bund muss Kita-Lücken schlie-
ßen, 18. Mai 2017. 

 
 
Fachkräftemangel zu begrenzen. Nur mit ei-
nem hohen Beschäftigungsstand können wir 
Wettbewerbsfähigkeit, Wohlstand und ein 
solides finanziertes Gemeinwesen sichern – 
zugunsten jetziger und nachfolgender Gene-
rationen. 
 
Die deutsche Wirtschaft engagiert sich um-
fassend mit einer familienorientierten Perso-
nalpolitik. Diese Anstrengungen müssen 
aber durch eine moderne Familienpolitik un-
terstützt werden:  
 
1. Die Familienpolitik sollte gezielter auf die 

Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
ausgerichtet werden. Dabei gilt es, so-
wohl den Wünschen von Beschäftigten 
als auch den Anforderungen der Betrie-
be gleichermaßen Rechnung zu tragen. 
 

2. Kinderbetreuung und Ganztagsschulen 
müssen hochwertig und bedarfsgerecht 
ausgebaut werden. Dies fördert die 
Chancengleichheit der Kinder und ist 
Grundlage, um Eltern die Ausübung ih-
res Berufs – auch in Vollzeit – zu ermög-
lichen.  

 
3. Die gesetzlichen Regelungen zur Ver-

einbarkeit von Pflege und Beruf sollten 
vereinfacht und betriebliche Regelungen 
dadurch erleichtert werden.  
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4. Das Steuer- und Sozialversicherungs-
recht sollte auf eine partnerschaftliche 
Teilhabe an Familie und Berufswelt aus-
gerichtet werden. Eine höhere Erwerbs-
beteiligung und ein höherer Stundenum-
fang von Frauen fördern die finanzielle 
Stabilität von Familien und sind Voraus-
setzung dafür, dass Frauen und Männer 
gleichermaßen sich selbst und ihre Fa-
milien bis ins Alter versorgen können.   

 
5. Es ist eine Aufgabe für die gesamte Ge-

sellschaft, feste Rollenbilder und hartnä-
ckige Klischees aufzubrechen und eine 
partnerschaftliche Aufteilung von berufli-
chen wie familiären Aufgaben zu unter-
stützen.  

 
 
Einleitung 
 
Gut gestaltete Familienpolitik sollte so aus-
gerichtet werden, dass die vier zentralen Zie-
le – Erfüllung von Kinderwünschen, wirt-
schaftliche Stabilität von Familien, Wohlbe-
finden und Entwicklung von Kindern sowie 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf – mög-
lichst effektiv erreicht und die Mittel dafür 
möglichst effizient eingesetzt werden. Der 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf kommt 
unter den genannten Zielen eine besondere 
Rolle zu, denn sie dient zugleich auch allen 
anderen Zielen. 
 
Das Erreichen dieser Ziele gelingt in 
Deutschland noch viel zu wenig: Die Er-
werbsbeteiligung von Frauen liegt immer 
noch hinter der von Männern zurück, das Ar-
beitszeitvolumen ist deutlich geringer2, die 
Geburtenrate liegt unterhalb des EU-
Durchschnitts3 – und das, obwohl der Staat 
mehr als 200 Mrd. € für rd. 160 Maßnahmen 
ausgibt. Die deutsche Familienpolitik ist also 
teuer, aber nur mäßig erfolgreich. 
 
Deshalb ist ein Umsteuern notwendig: Weg 
von der staatlichen Subventionierung von 
Maßnahmen, die dazu führen, dass insbe-
sondere Frauen nicht oder nur geringfügig 
berufstätig sind, hin zur besseren Vereinbar-
keit von Familie und Beruf für Mütter und Vä-
ter bzw. Angehörige mit Pflegeverantwor-
                                                
2 Eurostat, Beschäftigungsquoten – Unterschiede nach 
Geschlecht, Alter und erreichtem Bildungsgrad, 2017. 
3 Destatis, Deutschland im EU-Vergleich, 2017. 

tung. Diese Forderung unterstützt auch die 
im Auftrag von Bundesfinanz- und Bundes-
familienministerium erstellte Gesamtevalua-
tion der ehe- und familienbezogenen Leis-
tungen in Deutschland.4  
 
 
1. Familienpolitik gezielter auf die Verein-
barkeit von Familie und Beruf ausrichten 
– Wünsche von Beschäftigten und be-
triebliche Anforderungen gleichermaßen 
Rechnung tragen 
 
Die Wirtschaft engagiert sich bereits seit lan-
gem für eine gelingende Vereinbarkeit mithil-
fe einer familienorientierten Personalpolitik. 
Dazu zählen z. B. Angebote zur Flexibilisie-
rung der Arbeitszeit und der Arbeitsorganisa-
tion sowie zur Unterstützung bei der Kinder-
betreuung, z. B. mit Betriebskindergärten, 
Kita-Belegplätzen, und bei der Pflege, z. B. 
mit Familienservice-Angeboten. Es muss ge-
lingen, Lösungen zu finden, die sowohl den 
Wünschen der Beschäftigten als auch den 
betrieblichen Erfordernissen Rechnung tra-
gen.  
 
Da jede Familie und auch jeder Betrieb spe-
zifische Bedürfnisse hat, gilt es individuelle 
Wege vor Ort zu finden. Ein offener, vertrau-
ensvoller Umgang, eine familienfreundliche 
Unternehmenskultur und passgenaue Lö-
sungen für Beschäftigte und Unternehmen 
sind zielführender als starre gesetzliche Vor-
gaben und einseitige Ansprüche. 
 
Wenn Eltern oder Pflegende ihre Arbeitszeit 
reduzieren oder für eine begrenzte Zeit aus 
dem Job aussteigen, muss der Arbeitsausfall 
im Betrieb aufgefangen werden. Dies kann 
oft nur mithilfe flexibler Beschäftigungsfor-
men wie befristeten Arbeitsverhältnissen, 
Minijobs und Zeitarbeit gelingen. Diese soll-
ten deshalb nicht durch Teile der Politik dif-
famiert oder sogar eingeschränkt werden, 
denn erst sie ermöglichen es, auf die An-
sprüche und Erwartungen von Beschäftigten 
mit Familienverantwortung zu reagieren und 
ihren zeitweisen Arbeitsausfall zu kompen-
sieren. Dies sollte in der familienpolitischen 
                                                
4 Prognos/Bundesfamilienministerium/ Bundesfinanzmi-
nisterium, Gesamtevaluation der ehe- und familienbe-
zogenen Maßnahmen und Leistungen in Deutschland, 
2014.  
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Debatte Bestandteil einer ehrlichen Diskus-
sion sein.  
 
 
2. Kinderbetreuung und Ganztagsschulen 
hochwertig und bedarfsgerecht ausbauen 
– zügige Rückkehr in den Beruf und Voll-
zeit oder vollzeitnahe Teilzeit ermöglichen 
 
Der Ausbau von bedarfsgerechten, bezahl-
baren und hochwertigen Kinderbetreuungs- 
und Ganztagsschulangeboten muss deutlich 
beschleunigt werden. Die vorhandenen Defi-
zite in diesem Bereich hat u. a. die Ge-
samtevaluation deutlich gemacht.5 Der Aus-
bau von Kinderbetreuungs- und Ganztags-
schulangeboten ist nicht nur für die Chan-
cengleichheit der Kinder wichtig, sondern 
auch Grundlage für die Erwerbs- und Karrie-
rechancen der Eltern. Dabei ist es wichtig, 
dass neben dem quantitativen Ausbau auch 
die Qualität von Kinderbetreuungsstätten 
verbessert wird, denn nur wer seine Kinder 
gut betreut weiß, geht auch gerne mehr ar-
beiten und ist bereit Führungsverantwortung 
mit größeren zeitlichen Anforderungen zu 
übernehmen.  
 
Noch immer steigen Mütter deutlich länger 
familienbedingt aus dem Beruf aus als Väter. 
Auch arbeiten 73 % aller erwerbstätigen Müt-
ter in Teilzeit, mit oft nur sehr geringem 
Stundenumfang. Fast 90 % der teilzeitbe-
schäftigten Frauen geben familiäre Pflichten 
oder private Gründe für ihre Teilzeittätigkeit 
an.6 Dazu zählt auch die Kinderbetreuung. 
Für 30 % der Mütter ist die fehlende Kinder-
betreuung der wesentliche Hinderungsgrund 
für einen Wiedereinstieg in das Berufsleben.7 
 
                                                
5 Prognos/Bundesfamilienministerium/ Bundesfinanzmi-
nisterium, Gesamtevaluation der ehe- und familienbe-
zogenen Maßnahmen und Leistungen in Deutschland, 
2014; sowie IW Köln, Bund muss Kita-Lücken schlie-
ßen, 18. Mai 2017. 
6 Eurostat, Unfreiwillige Teilzeitbeschäftigung als Pro-
zentsatz der gesamten Teilzeitbeschäftigung, nach Ge-
schlecht und Alter, 2016. 
7 Destatis, Kind und Beruf: Nicht alle Mütter wollen bei-
des, 2013. 

 
 
Hinzu kommt, dass mehr als 40 % der Eltern 
in Westdeutschland mit einem hohen Bil-
dungsgrad auf informelle Betreuung – u. a. 
durch die Unterstützung der Großeltern – zu-
rückgreifen und damit die Erwerbstätigkeit 
und das Erwerbseinkommen letzterer einge-
schränkt wird, insbesondere das Erwerbs-
einkommen der Großmütter, mit schwerwie-
genden Folgen für die Altersvorsorge.8  
 
Die Betreuungssituation hat sich zwar in den 
letzten Jahren verbessert, es bestehen aber 
bedeutende regionale Unterschiede. In ein-
zelnen Städten und Gemeinden ist sie wei-
terhin unzureichend. So schwankt die Be-
treuungsquote von Kindern unter 3 Jahren 
zwischen 62 % (Landkreis Spree-Neiße) und 
nur 14 % (Landkreis Berchtesgadener 
Land).9 Der Koalitionsvertrag der jetzigen 
Regierung sieht dazu vor, bis 2025 einen 
Rechtsanspruch auf ganztätige Bildungs- 
und Betreuungsangebote für alle Schülerin-
nen und Schüler im Grundschulalter zu reali-
sieren.10 
 
Zu einem bedarfsdeckenden Angebot gehört 
vor allem die Anpassung der Öffnungszeiten 
von Kinderbetreuungseinrichtungen an die 
Bedürfnisse der Eltern. Noch immer schlie-
ßen 39 % aller Kitas in Westdeutschland vor 
16.30 Uhr.11 Insbesondere Alleinerziehende, 
Arbeitsuchende sowie Beschäftigte in 
Schicht- und Produktionsbetrieben sind auf 
Betreuungsangebote angewiesen, die au-
ßerhalb der bisher üblichen Zeiten liegen, 
                                                
8 DIW, Trends in der Kinderbetreuung sozioökonomi-
sche Unterschiede verstärken sich in Ost und West, 
2014. 
9 Statistische Ämter des Bundes und der Länder, Kin-
dertagesbetreuung regional, 2016. 
10 KoaV 2018, Punkt IV.1. 
11Bertelsmann-Stiftung, Ländermonitor frühkindliche Bil-
dungssysteme, 2016. 
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um Vollzeit oder vollzeitnah erwerbstätig sein 
zu können oder bei Bedarf auch Abend- oder 
Wochenenddienste übernehmen zu können. 

 
 
Unzureichend ist auch das Angebot an 
Ganztagsschulen. Fast drei Viertel aller El-
tern in Deutschland (72 %) wünschen sich 
nach einer aktuellen Studie einen Ganztags-
schulplatz für ihr Kind, aber noch nicht ein-
mal die Hälfte (47 %) verfügt über einen 
Platz.12 Ziel muss es sein, allen Müttern und 
Vätern eine Vollzeit- oder vollzeitnahe Be-
schäftigung zu ermöglichen und längere Er-
werbsunterbrechungen weiter zu reduzieren. 
 
Die Politik ist gefordert, die staatliche Fi-
nanzarchitektur so zu gestalten, dass die 
staatlichen Mehreinnahmen in Folge einer 
guten Betreuungssituation in angemessenen 
Umfang der staatlichen Ebene zugutekom-
men, die dafür die Kosten trägt. Bislang ist 
dies nicht der Fall: Obwohl die öffentlichen 
Ausgaben für Ganztagskindergärten und  
-schulen zu großen Teilen von den Kommu-
nen getragen werden, kommen die mittelba-
ren Vorteile der dadurch bewirkten positiven 
Beschäftigungs- und Lohneffekte – höhere 
Steuer- und Beitragseinnahmen sowie nied-
rige Aufwendungen für Sozialleistungen – in 
erheblichem Umfang bei anderen staatlichen 
Ebenen an.13 Die vom Bund bereitgestellten 
Mittel zur Finanzierung von Kinderbetreuung 
sind ein Beitrag dazu, der bestehenden 
Asymmetrie entgegenzuwirken. Umso wich-
tiger ist es, dass die vom Bund finanzierten 
Mittel für den Kita-Ausbau von den Ländern 
zügig und ungeschmälert an die Kommunen 
weitergeleitet werden. 
 
 
 

                                                
12 4. JAKO-O Bildungsstudie, Juni 2017. 
13 Bundesfamilienministerium, Monitor Familienfor-
schung, Investitionen in Infrastruktur für Familien, 2017. 

3. Betriebliche Regelungen zur Verein-
barkeit von Pflege und Beruf erleichtern 
 
Angesichts der demografischen Entwicklung 
und der steigenden Zahl pflegebedürftiger 
Menschen wird die Vereinbarkeit von Pflege 
und Beruf immer wichtiger. Aktuell wählt ein 
hoher Anteil der Berufstätigen mit Pflegever-
antwortung eine massive Reduktion der Ar-
beitszeit oder den gänzlichen Ausstieg aus 
dem Erwerbsleben.  
 
Deshalb haben die Betriebe ihr Engagement 
zur Unterstützung von Beschäftigten mit 
Pflegeverantwortung in den letzten Jahren 
deutlich ausgebaut und bieten z. B. eine an 
der Pflegeverantwortung orientierte flexible 
Arbeitszeitgestaltung und Home-office-
Optionen, Informationsveranstaltungen zum 
Thema „Pflege“, Hinweise zu externen An-
sprechpartnern oder Kontakte zu Pflege-
diensten und Anbietern haushaltsnaher 
Dienstleistungen an. 
 
Auch die Sozialpartner widmen sich dem 
Thema „Pflege“: So lassen es z. B. einige 
tarifvertragliche Vereinbarungen in der Me-
tall- und Elektroindustrie zu, dass Mitarbeiter 
und Mitarbeiterinnen ihr Langzeitkonto auch 
für Pflegezwecke nutzen können.  
 
Allerdings fällt es Unternehmen angesichts 
des unübersichtlichen Regelungswirrwarrs, 
das der Gesetzgeber zur Frage pflegebe-
dingter Arbeitsausfälle gestrickt hat, heute 
schwer, eigene Modelle zur individuellen 
Gestaltung der Vereinbarkeit von Beruf und 
Pflege zu gestalten. So gibt es für pflegende 
Angehörige allein vier verschiedene Freistel-
lungsansprüche mit jeweils unterschiedlichen 
Voraussetzungen und rechtlichen Konse-
quenzen: der Freistellungsanspruch bei vo-
rübergehender Verhinderung (§ 616 BGB), 
der Freistellungsanspruch bei kurzzeitiger 
Arbeitsverhinderung (§ 2 Pflegezeitgesetz), 
der Anspruch auf Pflegezeit (§ 3 Pflegezeit-
gesetz) und der Anspruch auf Familienpfle-
gezeit (§ 2 Familienpflegezeitgesetz). Schon 
die geringe Inanspruchnahme der Beschäf-
tigten macht deutlich, dass diese rechtlichen 
Vorgaben nicht besonders praxistauglich 
sind und dringend einer Vereinfachung be-
dürfen.14  
                                                
14 TSN Infratest Sozialforschung,  
 Studie zur Wirkung des Pflege-Neuausrichtungs-
Gesetzes (PNG) und des ersten Pflegestärkungsgeset-
zes (PSG I), 2017. 
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Diese Regelungen sind für alle Beteiligten 
nicht nur unübersichtlich, sondern in ihrem 
Zusammenwirken auch juristisch teilweise 
bis heute ungeklärt und zudem kontrapro-
duktiv, wenn es darum geht, im Einzelfall Lö-
sungen zu finden, die sowohl den Bedürfnis-
sen der Pflegenden als auch den betriebli-
chen Notwendigkeiten und Möglichkeiten 
angemessen Rechnung tragen.  
 
Hier bedarf es einer deutlichen Vereinfa-
chung und Bündelung der bestehenden Vor-
gaben, möglichst in einer einzigen abschlie-
ßenden Regelung. Es muss wieder Freiraum 
geschaffen werden, damit Arbeitgeber und 
Beschäftigte die für sie jeweils am besten 
passende Lösung vereinbaren können. Dies 
würde zu einer wesentlichen Erleichterung 
der Anwendung in der Praxis sowohl für Be-
schäftigte als auch für Arbeitgeber führen.  
 
 
4. Steuer- und Sozialversicherungsrecht 
auf gelingende Vereinbarkeit von Beruf 
und Familie ausrichten 
 
Das Steuer- und Sozialversicherungsrecht 
sollte so ausgerichtet sein, dass Anreize zur 
Ausübung einer Erwerbstätigkeit und damit 
auch zu einer Vereinbarkeit von Beruf und 
Familie gesetzt werden. Ein möglichst hoher 
Beschäftigungsstand ist nicht nur Vorausset-
zung zur Sicherung des individuellen Wohl-
stands, sondern auch zur Finanzierung des 
staatlichen Gemeinwesens durch Steuern 
und Sozialabgaben (u. a. Gewährleistung 
von innerer und äußerer Sicherheit, Verwal-
tung, Verkehrsinfrastruktur, Betreuungs- und 
Bildungseinrichtungen), von dem alle Bürge-
rinnen und Bürger profitieren.  
 
Viele Familien wünschen sich, dass sich bei-
de Partner gleichermaßen im Familien- und 
Berufsleben einbringen. Eine höhere Er-
werbsbeteiligung und ein höherer Stunden-
umfang von Frauen, als es in vorherigen 
Generationen üblich war, fördern die finanzi-
elle Stabilität von Familien und sind Voraus-
setzung dafür, dass Frauen und Männer 
gleichermaßen ihre Familien und sich selbst 
bis ins Alter versorgen können.   
 
Trotzdem fließen von den rd. 200 Mrd. € der 
ehe- und familienpolitischen Ausgaben 
rd. 75 Mrd. € in die Förderung rein ehebezo-

gener Maßnahmen.15 Dazu zählen insbe-
sondere das Ehegattensplitting, die beitrags-
freie Mitversicherung von Ehepartnern in der 
gesetzlichen Kranken- und Pflegeversiche-
rung und die Hinterbliebenenversorgung.  
 
Zum Teil wird durch diese Instrumente das 
Ziel einer möglichst großen Erwerbsbeteili-
gung unterlaufen, weil aufgrund der mit 
ihnen verbundenen Anreize in vielen Fällen 
ein Ehepartner – zumeist die Frau – gar nicht 
oder nur geringfügig berufstätig ist. Nach Be-
rechnungen bleiben fast 450.000 Frauen 
aufgrund des Ehegattensplittings mit Steuer-
klasse V und der beitragsfreien Mitversiche-
rung dem Arbeitsmarkt fern.16  

 
Auch die Hinterbliebenenversorgung wirkt 
der Erwerbstätigkeit beider Partner entge-
gen, weil Ehefrauen sich im Alleinverdiener-
modell darauf verlassen können, nach dem 
Tod ihres Ehemannes rentenrechtlich abge-
sichert zu sein, ohne jemals selbst erwerbs-
tätig gewesen zu sein und in die Rentenver-
sicherung eingezahlt zu haben.  
 
Bei dauerhafter Nichterwerbstätigkeit oder 
geringem Erwerbsumfang kommt es jedoch 
zur wirtschaftlichen Abhängigkeit vom allein-
verdienenden Partner und damit zu sozialen 
Risiken – auch für die Kinder – bei Arbeitslo-
sigkeit des Alleinverdieners, bei Scheidung 
und dann auch im Alter. Dies ist umso dra-
matischer, da im Durchschnitt jede dritte Ehe 
geschieden wird und das reformierte Unter-
haltsrecht die Länge und Höhe der Unter-
haltsansprüche nach einer Scheidung deut-
lich verkürzt hat.17   
 
                                                
15 Bundeszentrale für politische Bildung, Familienpoliti-
sche Geldleistungen, 2014. 
16 Zentrum für Europäische Wirtschaftsforschung, Eva-
luation zentraler ehe- und familienbezogener Leistungen 
in Deutschland, 2013. 
17 Statistisches Bundesamt, zusammengefasste Schei-
dungsziffer von 2000 bis 2015, 2017. 
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Vielfach fehlt das Bewusstsein, welche nega-
tiven Auswirkungen diese ehepolitischen 
Maßnahmen auf das Einkommen und die 
wirtschaftliche Eigenständigkeit von Frauen 
haben. Dieses Bewusstsein gilt es zu schär-
fen. Die Politik sollte die vorhandenen Fehl-
anreize angehen und somit die partner-
schaftliche Teilhabe an Familienleben und 
Berufswelt fördern.18  
 
� Als erster Schritt sollte die Steuer-

klasse V abgeschafft werden. Dies wür-
de das monatliche Netto-Einkommen 
und damit auch den Beschäftigungsan-
reiz des geringer verdienenden Ehe-
partners erhöhen. Mit der aktuellen Re-
gelung erfährt das niedrigere Einkom-
men mit der Steuerklasse V monatlich 
hohe Abzüge, die erst mit der Steuerer-
klärung bereinigt werden können. Das 
führt zu dem weit verbreiteten Missver-
ständnis, dass sich eine Erwerbstätig-
keit für den Zweitverdiener in einer Ehe 
kaum lohnt. Mit der Steuerklassenkom-
bination IV/IV würden – je nach Ein-
kommenssituation – steuerliche Nach-
zahlungen oder zu hohe Vorauszahlun-
gen vermieden. Im Ergebnis würde 
dadurch keine Ehe finanziell schlechter 
gestellt. Für Arbeitgeber ergäben sich 
beim Lohnsteuerabzug keine Verände-
rungen.  
 

� An der beitragsfreien Versicherung von 
Erziehenden sollte ebenso wie an der 
beitragsfreien Mitversicherung von Kin-
dern festgehalten werden. Derzeit müs-
sen aber Beschäftigte und Arbeitgeber 
mit ihren Beiträgen die Absicherung im 
Krankheits- und Pflegefall von nicht er-
werbstätigen Ehegatten – auch mit ho-
hem Haushaltseinkommen – mitfinan-
zieren. Deshalb sollte geprüft werden, 
ob auch die Versicherung von nicht er-
werbstätigen Ehegatten ohne Sorge-
pflicht für Kinder in der gesetzlichen 
Kranken- und Pflegeversicherung einen 
eigenständigen Beitrag notwendig 
macht. 

 
� Auch bei der Hinterbliebenenversor-

gung sollten zielgenaue Anpassungen 
                                                
18 Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamt-
wirtschaftlichen Entwicklung, Reform des Ehegatten-
splitting, 2013/14.  

erfolgen: So widerspricht es dem Ziel 
einer möglichst hohen Erwerbsbeteili-
gung, wenn z. B. die sog. Große Wit-
wen-/Witwerrente (auch an Kinderlose) 
heute bereits ab einem Lebensalter von 
knapp 46 Jahren gezahlt wird und als 
Voraussetzung für diese Versorgung 
noch nicht einmal die Bereitschaft zur 
Ausübung einer Erwerbstätigkeit erwar-
tet wird. 

 
� Erwerbsbedingte Kinderbetreuungskos-

ten sollten im Rahmen steuerlicher 
Höchstgrenzen vollständig und nicht nur 
zu zwei Dritteln abzugsfähig sein und 
Arbeitgeberzuschüsse zu Kinderbetreu-
ungskosten nicht nur für nicht-
schulpflichtige, sondern auch für schul-
pflichtige Kinder lohnsteuer- und bei-
tragsfrei sein. 

 
 
5. Rollenbilder aufbrechen: partnerschaft-
liche Aufteilung von beruflichen und fami-
liären Aufgaben unterstützen 
 
Alle Anstrengungen von Politik und Wirt-
schaft, um möglichst vielen die Vereinbarkeit 
von Beruf und Familie zu ermöglichen, wer-
den nur begrenzte Wirkung haben, wenn es 
nicht zu einer partnerschaftlicheren Auftei-
lung der Erwerbs- und Fürsorgearbeit in den 
Familien kommt. Neue partnerschaftliche 
Modelle und familienfreundliche Angebote 
der Wirtschaft können nur dann erfolgreich 
sein, wenn diese auch in den Partnerschaf-
ten selbst, in den Familien und in der Gesell-
schaft als sinnvoll angesehen und genutzt 
werden.  
 
Neben fehlender staatlicher Kinderbetreuung 
und staatlichen Fehlanreizen verhindern im-
mer noch tradierte Rollenbilder und hartnä-
ckige Klischees, dass Väter und Mütter sich 
gleichermaßen für die Familie und für den 
Beruf engagieren (siehe Tabelle auf Seite 7).  
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Die negativen Konsequenzen von tradierten 
Familienmodellen für Frauen und Männer 
und ihre Familien in Bezug auf Einkommen, 
Lastenverteilung, Entwicklungsmöglichkeiten 
und Altersvorsorge sollten viel stärker als 
bisher im Privaten wie auch öffentlich disku-
tiert werden.  
 
Ein Beitrag zur Ausweitung der Erwerbstä-
tigkeit von Frauen kann auch sein, für die 
Akzeptanz und Verbreitung haushaltsnaher 
Dienstleistungen zu werben. Laut OECD 
wenden in einer Partnerschaft lebende Frau-
en in Deutschland rd. zwölf Stunden mehr 
pro Woche für Hausarbeit und Kinderbetreu-
ung auf als ihre männlichen Partner.19  
 

  
Haushaltsnahe Dienstleistungen, z. B. Un-
terstützung beim Putzen oder Bügeln, wer-
den heute nur in 12 % aller deutschen Haus-
halte genutzt.20  
 
Dabei könnten sie dazu beitragen, dass ins-
besondere Frauen von der Hausarbeit ent-
lastet werden und dadurch in höherem Stun-
denumfang in ihrem Beruf erwerbstätig sein 
können. Zudem werden für andere Personen 
sozialversicherungspflichtige Arbeitsplätze 
bei Anbietern haushaltsnaher Dienstleistun-
gen geschaffen. Diese Arbeitsplätze können 
z. B. für Geringqualifizierte eine Brücke in 
Beschäftigung darstellen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
                                                
19 OECD Gender Data Portal 2016, Time spent in un-
paid, paid and total work, by sex, Germany 
20 ZDF WISO, Haushaltsnahe Dienstleistungen, 10. April 
2017. 
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Die BDA organisiert als Spitzenverband die sozial- und wirtschaftspolitischen Interessen der 
gesamten deutschen Wirtschaft. Wir bündeln die Interessen von einer Million Betrieben mit 
rund 20 Millionen Beschäftigten. Diese Betriebe sind der BDA durch freiwillige Mitgliedschaft 
in Arbeitgeberverbänden verbunden. 
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